Allgemeine Vorbemerkungen zu den Mustern
· Es muss im Vorfeld immer ermittelt und dokumentiert werden, ob eine Ordnungsmaßnahme erforderlich (siehe Verhältnismäßigkeitsprüfung beim Leitfaden zum Protokoll) ist oder ob eine Erzieherische Einwirkung ausreicht oder auch gar kein Handeln der Schule erforderlich ist. (s. Checkliste)
· Bei allen Ordnungsmaßnahmen muss im Vorfeld eine Anhörung des Schülers und der Eltern erfolgen. Diese ist im Bescheid zu dokumentieren. Bei Dringlichkeit einer Maßnahme nach § 53 III Nr. 3 kann auch eine nachträgliche Anhörung erfolgen.

· Wenn eine Androhung der Entlassung oder Entlassung als erforderlich angesehen wird, muss eine Teilkonferenz einberufen werden in welcher den Betroffenen und seinen Erziehungsberechtigten die Möglichkeit eingeräumt wird sich zu dem Vorfall zu äußern. Bitte unbedingt die Zusammensetzung der Teilkonferenz beachten (s. Leitfaden), da ein Beschluss bei falscher Zusammensetzung nicht gültig ist.
· In der Einladung ist zwingend darauf hinzuweisen, dass die Betroffenen einen Schüler oder Lehrer Ihres Vertrauens hinzuziehen können sowie die Teilnahme eines Mitglieds des Schülerrates und der Schülerpflegschaft ablehnen können.

· Die Schule kann NICHT geltend machen, dass gleichzeitig ein Ordnungswidrigkeits- bzw. Strafverfahren in gleicher Sache anhängig ist. 

· Die Schule kann die Teilnahme von Rechtsanwälten verweigern. Die Teilnahme von Rechtsanwälten an einer Teilkonferenz ist grundsätzlich unzulässig.

· Die Betroffenen haben ein Recht auf Akteneinsicht.

· Die Schule kann dieses Recht nur verweigern, wenn durch dessen Geltendmachung die Interessen Dritter gefährdet werden.

